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Die Auseinandersetzungen 
um Landrechte in Indien 
lassen sich nur vor dem 

Hintergrund der Gesetzgebung aus 
Kolonialzeiten verstehen. Im Zuge 
der „indirekten Herrschaft“ hat-
ten die britischen Kolonialherren 
das indische Feudalsystem aus dem 
Mogulreich zwar zu ihren Guns-
ten angepasst, im Kern aber unbe-
rührt belassen. Vor allem in Benga-
len und Odisha (Orissa) stärkten sie 
bewusst die Rolle von Großgrund-
besitzern (Zamindare), die gleichzei-
tig als Steuereintreiber für die Klein-
bauern in ihrem Gebiet fungierten. 
Häufig wurde diese lukrative Auf-
gabe von urbanen Eliten übernom-
men, die das Recht zur Steuererhe-
bung als Investition betrachteten, 
jedoch bei der Eintreibung der Ab-
gaben häufig auch Proteste und 
Konf likte auslösten.4 Gleichzeitig 
beanspruchten die britischen Kolo-
nialherren für sich ein übergeord-

netes Eigentumsrecht (eminent do-
main) über das gesamte indische 
Territorium. Mit dieser Rechtsdok-
trin konnten sie die lokale Bevölke-
rung ohne Widerspruchsrecht ent-
eignen, wenn Landf lächen etwa für 
Infrastrukturprojekte wie etwa den 
Eisenbahnbau benötigt wurden.5 

Auch ermöglichte die Gesetzgebung 
von 1894 Enteignungen zugunsten 
privatwirtschaftlicher Betriebe, so-
fern der (kolonialen) Regierung „die 
Steigerung des Gemeinwohls wahr-
scheinlich“6 erschien.

Die Rechtsdoktrin  
der eminent domain

Im Zuge der indischen Unabhän-
gigkeit blieb die Rechtsdoktrin der 
eminent domain nahezu unangeta-
stet. Zwar hatten sich Gandhi und 
Nehru den Forderungen des Sozi-
alreformers Ambedkar nach einer 
radikalen Landreform widersetzt, 

gleichwohl aber nutzten sie den über-
geordneten Eigentumsanspruch des 
Staates auf Land zur Abschaffung 
des Zamindar-Systems und bewirk-
ten somit, zumindest auf dem Papier, 
eine gewisse Umverteilung zugun-
sten von Kleinbauern.7 Begünstigt 
wurden diese Bestrebungen auch 
durch die relativ schwache Stel-
lung des Privateigentums, das in 
Indien seit 1978 nicht mehr zum 
Katalog der verfassungsrechtlich 
geschützten Grundrechte gehört. 
Zum größten Teil wurden diese Re-
formen jedoch durch die „grüne Re-
volution“ wieder zunichtegemacht. 
Mit der Umstellung der Landwirt-
schaft auf Hochertragssorten wur-
den in den 1960er und 1970er Jahren 
zwar agrarische Produktionssteige-
rungen erzielt, gleichzeitig jedoch 
eine Konzentration des Landeigen-
tums bewirkt, häufig in den Händen 
der vormals feudalen Großgrundbe-
sitzer. Insbesondere die indigenen 
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„Ohne Strom können wir leben, nicht aber ohne Land“ – mit diesem Slogan protes-
tierten 2006 die Anwohner/-innen des Gebiets rund um den Tipaimuk-Staudamm in 
Manipur (Indien) gegen das geplante Großprojekt und den damit verbundenen Ver-
lust ihres Siedlungsraums.1 Im Kern fasst die Plakataufschrift der Demonstranten 
den Konflikt zwischen Modernisierung und Landrechten zusammen, der in Indien 
zu vielfältigen, häufig auch gewalttätigen Auseinandersetzungen führt. Besonders 
betroffen hiervon sind immer wieder die indigenen Bewohner/-innen Indiens, die 
Adivasi. Selbst offiziellen Zahlen zufolge wurden seit der indischen Unabhängigkeit 
allein bis 2011 schon 60 Millionen Menschen in Indien Opfer von Zwangsumsiedlung 
und Vertreibung, davon 40 Prozent Adivasi.2 Mit etwa 330 Millionen Hektar verfügt 
der indische Subkontinent nur über etwa 3,2 Prozent der globalen Landfläche, wird 
aber von mehr als 16 Prozent der Weltbevölkerung bewohnt.3 Landnutzungsrechte 
sind somit politisch, wirtschaftlich und gesellschaftlich ein hochbrisantes Thema.
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Gemeinschaften, deren traditio-
nelle Anbauweisen der industriali-
sierten Agrarwirtschaft diametral 
entgegenstehen, waren hiervon be-
troffen.8

Progressive 
Landrechtsansätze

Eine zunehmende Landf lucht und 
die Intensivierung von Konf likten 
um die Landnutzung trugen maß-
geblich zu Reformanstrengungen 
bei, die bis etwa 2014 zu einer re-
lativ progressiven Landrechtspoli-
tik in Indien geführt haben. Zu-
mindest rechtlich konnten hiervon 
insbesondere auch Dalits und Adi-
vasi profitieren. In diesem Zusam-
menhang ist zunächst der Pancha-
yat (Extension to Scheduled Areas) Act 
(PESA 1996) zu nennen. Diese Ge-
setzgebung stärkte die lokale Selbst-
verwaltung in Bundesstaaten mit 
einem hohen Anteil der indigenen 
Bevölkerung. Indigenen Gemein-
schaften wurden erhebliche Mitbe-
stimmungsrechte bei der Nutzung 
land- und forstwirtschaftlicher Res-
sourcen, aber auch Einspruchsrechte 
bei Bergbau- und Infrastrukturpro-
jekten zugesprochen.9 In die gleiche 
Richtung zielte der Forest Rights Act 
(2006), der explizit den Schutz der 
Land- und Waldrechte lokaler Be-
völkerungsgruppen stärken sollte.10 
Beide Gesetzgebungswerke leiden 
jedoch bis heute unter erheblichen 
Umsetzungsproblemen. Lokale Eli-
ten, die vom Mineralien- und Erzab-
bau oder der Industrialisierung der 
Landwirtschaft profitieren, wider-
setzen sich häufig der Durchsetzung 
von Landrechten indigener und an-
derer lokaler Bevölkerungsgrup-
pen. Teilweise erfahren sie hierbei 
auch Unterstützung durch Umwelt-
schutzgruppen, weil diese sich einen 
besseren Schutz der lokalen Flora 
und Fauna erhoffen, wenn kleinbäu-
erliche Land- und Forstwirtschafts-
weisen begrenzt würden.11

Der sich aus zahlreichen Grup-
pen und Interessen speisende Wi-

derstand gegen die Landnutzungs-
rechte von lokalen und indigenen 
Gruppen führte zum Scheitern des 
wohl ambitioniertesten Reformvor-
habens in den frühen 2000er Jahren. 
Im Jahr 2007 brachte die regieren-
de Kongresspartei eine Gesetzesvor-
lage ein, mit der Enteignungen und 
zwangsweise Umsiedlung begrenzt 
sowie entschädigungspf lichtig wer-
den sollten. Der Entwurf wur-
de zwar vom indischen Unterhaus 
(Lok Sabha) angenommen, schei-
terte aber am Widerstand der Bun-
desstaaten in der zweiten Kammer 
(Rajya Sabha).12 Nachdem sie wie-
der an die Macht gekommen war, 
nahm die Kongresspartei 2010 und 
2011 ihre Pläne wieder auf. Insbe-
sondere der Minister für ländliche 
Entwicklung, Jairam Ramesh, sowie 
die Vorsitzende des National Advi-
sory Council, Sonia Gandhi, setzten 
sich für eine rechtliche Besserstel-
lung von Kleinbauern sowie loka-
len und indigenen Gemeinschaf-
ten ein. Damit provozierten sie 
den Widerstand zahlreicher Bun-
desstaaten, etwa Jharkhand. Dort 
wurde befürchtet, dass Infrastruk-
tur- und Bergbauprojekte gefährdet 
werden könnten. Aber auch indische 
Industrievertreter opponierten, aus 
ähnlichen Gründen, gegen das Re-
formvorhaben. Letztendlich gelang 
es Ramesh und der Kongresspartei 
jedoch, den Right to Fair Compen-
sation and Transparency in Land Ac-
quisition, Rehabilitation and Reset-
tlement Act (LARR 2013) durch das 
Parlament zu bringen. 

Das neue Gesetz brachte eine deut-
liche Besserstellung der lokalen Be-
völkerung mit sich. Zentrale Punkte 
waren die Einführung einer Sozial-
verträglichkeitsprüfung sowie die 
verpf lichtende Zustimmung von 70 
Prozent der von Umsiedlungsmaß-
nahmen betroffenen Bevölkerungs-
gruppen. Bei Umsiedlungen zu-
gunsten von privatwirtschaftlichen 
Industrieprojekten wurde sogar ein 
Zustimmungsquorum von 80 Pro-
zent erforderlich. Außerdem wur-

de eine Entschädigung in Höhe des 
mehrfachen Marktpreises für Ent-
eignungen vorgeschrieben. Faktisch 
sprach das Gesetz der lokalen Bevöl-
kerung somit ein Vetorecht bei In-
dustrie-, Bergbau- und Infrastruk-
turprojekten zu, wenn für deren 
Realisierung Umsiedlungen notwen-
dig waren.13 Diese weitreichenden 
Rechte wurden jedoch von Seiten 
der Industrie und den Regierungen 
zahlreicher Bundesstaaten aufs Hef-
tigste kritisiert. Mit der Machtüber-
nahme der Bharatiya Janata Partei 
(BJP) drehte sich der Wind. Ob-
wohl die seinerzeit oppositionelle 
BJP, wohl aus wahltaktischen Erwä-
gungen, die Gesetzgebung der Kon-
gresspartei im Unterhaus noch mit-
getragen hatte, setzte sich der neue 
Ministerpräsident, Narendra Da-
modardas Modi, direkt nach Amts-
übernahme für eine Rücknahme der 
Reformen ein. 

Rollback unter Modi

Unter der Führung Modis hat sich 
der hindunationalistische Kurs der 
BJP maßgeblich verstärkt. Hier-
durch erlebt auch das noch aus der 
Zeit des Unabhängigkeitskampfs 
stammende Prinzip des Swadeshi 
(in etwa ökonomische Souveräni-
tät) eine Renaissance. Schon in sei-
ner Zeit als Ministerpräsident von  
Gujarat hatte Modi massiv die 
Gründung von Sonderwirtschafszo-
nen zu Lasten von Dalits und Adi-
vasi befördert. Mit der Regierungs-
übernahme auf Bundesebene führte 
er das Programm Made in India ein, 
das unter anderem auf eine Steige-
rung von Auslandsdirektinvestiti-
onen und Exporten abzielt. In dieser 
Logik versuchte die Regierung Modi 
mehrfach, die aus dem LARR 2013 
resultierenden Rechte lokaler und 
indigener Gemeinschaften durch 
Gesetzesnovellen und Rechtsver-
ordnungen wieder zu beschneiden. 
Insbesondere eine Absenkung der 
Zustimmungsquoten bei Umsied-
lungen sowie eine Erweiterung der 
Möglichkeit zu Enteignungen „im 
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öffentlichen Interesse“ waren da-
bei vorrangige Ziele. Aber auch die 
Rechte privatwirtschaftlicher Un-
ternehmen sollten zu Ungunsten 
der von Umsiedlung betroffenen 
Gemeinschaften gestärkt werden. 
Bislang jedoch scheiterte die No-
vellierung des LARR 2013 am Wi-
derstand (auch aus der eigenen Par-
tei) im Parlament sowie an Urteilen 
oberster Gerichtshöfe. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
überlässt es die indische Zentral-
regierung den Bundesstaaten, wie 
und ob sie die Reformen von 2013 
umsetzen. Damit werden die Rech-
te von Kleinbauern und indigenen 
Gemeinschaften unweigerlich zum 
Spielball der Strategien der einzel-
nen Landesregierungen, die unter-
einander um Investitionen für In-
dustrie- und Infrastrukturprojekte 
konkurrieren. Vor diesem Hinter-
grund ist es wenig überraschend, 
dass die Rechte der indigenen Be-
völkerung und der Kleinbauern 
nur höchst zögerlich, wenn über-
haupt, durchgesetzt werden. Guja-
rat und Tamil Nadu haben in der 
jeweiligen Landesgesetzgebung die 
Rechte von Unternehmen bei Um-
siedlungsmaßnahmen entgegen der 
Bundesgesetzgebung von 2013 wie-
der maßgeblich gestärkt. Die Re-
gierungen von Bihar and Andhra 
Pradesh erwägen derzeit ähnliche 
Schritte. In Telangana sind mittler-
weile Infrastrukturprojekte von der 
Sozialverträglichkeitsprüfung auch 
dann ausgenommen, wenn sie un-
ter Beteiligung privater Unterneh-
men durchgeführt werden.14

Insgesamt, so scheint es, zieht sich 
inzwischen wieder ein roter Faden 
von den Kolonialzeiten an bis heu-
te durch die indische Landrechts-
politik. Das Recht des Staates zur 
Enteignung der lokalen Bevölke-
rung, abgestützt durch die Rechts-
doktrin der eminent domain, sichert 
die Investitionen der alten wie neu-
en Zamindare (Großgrundbesitzer 
und Industrieeliten) ab und nimmt 

hierfür die Entrechtung und Ver-
treibung der lokalen und indigenen 
Bevölkerung billigend in Kauf. Vor 
diesem Hintergrund ist kaum davon 
auszugehen, dass die Proteste und 
vielfach auch gewaltsamen Land-
rechtskonf likte in den ländlichen 
Gebieten Indiens15 in näherer Zu-
kunft befriedet werden könnten.
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